ALTERSTEILZEITVEREINBARUNG („Blockmodell“)

Zwischen

Firma XXX
– im folgenden "Arbeitgeber" genannt –

und 

Herrn/Frau XXX

– im folgenden "Arbeitnehmer" genannt –

Zwischen den Anstellungsvertragsparteien wird folgende Altersteilzeitvereinbarung für den Zeitraum vom tt.mm.jj bis zum tt.mm.jj geschlossen:

§ 1 Beginn der Altersteilzeit

Das zwischen den Parteien bestehende Anstellungsverhältnis wird unter Abänderung und Ergänzung nach Maßgabe der folgenden Vorschriften mit Wirkung vom tt.mm.jj an als Altersteilzeit‑Arbeitsverhältnis nach Maßgabe des Altersteilzeitgesetzes (ATZG) fortgeführt.

§ 2 Arbeitszeit

Die Arbeitszeit beträgt im Durchschnitt die Hälfte der bisherigen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit, mindestens die für eine geringfügige Beschäftigung i. S. d. § 8 SGB IV vorgeschriebene Arbeitszeit.

Die verminderte regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit wird gem. § 2 Abs. 2 ATG in der Weise verteilt, dass sie im Durchschnitt im Zeitraum vom tt.mm.jj bis zum tt.mm.jj erreicht wird. ( Anmerkung: Bei Arbeitsverhältnissen ohne Tarifbindung ist der Höchstzeitraum 3 Jahre, andernfalls bitte in den einschlägigen Tarifvertrag schauen. Ggf. können unter bestimmten Voraussetzungen auch einschlägige Tarifverträge übernommen werden. Mindestdauer des Altersteilzeitvertrages: 2 Jahre. Das Ende muss in einem Zeitraum liegen oder dieser muss an das Altersteilzeitverhältnis so anschliessen, dass der Arbeitnehmer rentenbezugsberechtigt ist)

Es besteht darüber Einigkeit, dass der Arbeitnehmer in der ersten Hälfte des Alter​steilzeitraums im bisherigen Umfang vollzeitig arbeitet. In der zweiten Hälfte des Altersteilzeitraums erfolgt entsprechend der Ausgleich, indem der Arbeitnehmer von der Verpflichtung zur Erbringung der Arbeitsleistung freigestellt wird (Blockmodell).

§ 3 Arbeitsentgelt

Der Arbeitnehmer erhält für die Dauer des Altersteilzeit-Arbeitsverhältnisses ein - gegenüber dem bisherigen Vollzeitjahresentgelt (€ XXX brutto) reduziertes - jährliches Altersteilzeitentgelt in Höhe von € XXX (in Worten: EURO XXX) brutto (nachfolgend auch „Regelarbeitsentgelt“), welches jeweils in zwölf gleichen Monatsraten gezahlt wird. Das Arbeitsentgelt ist unabhängig von der Verteilung der Arbeitszeit fortlaufend zu zahlen. Der Arbeitnehmer erhält für die Dauer des Altersteilzeit-Arbeitsverhältnisses die voll vermögenswirksame Leistung in Höhe von € XXX monatlich.

Zum Arbeitsentgelt i. S. d. § 3 Abs. 1 sind sämtliche Nebenleistungen wie Urlaubsgeld und Weihnachtsgeld, Ergebnisbeteiligung, Prämie und Bonus bei der Berechnung des Arbeitsentgeltes in der bisherigen durchschnittlichen Höhe zu Grunde gelegt. Diese Ansprüche sind mit der Zahlung nach § 3 Abs. 1 abgegolten.

§ 4 Altersteilzeitleistungen (Aufstockungsleistungen)

Der Arbeitnehmer erhält gem. § 3 Abs. 1 Nr. 1 lit. a ATZG Aufstockungsleistungen in Höhe von mindestens 20 % des Regelarbeitsentgelts.

Allgemeine Gehaltsanpassungen, die während des Altersteilzeitraumes stattfinden, werden entsprechend auf das Altersteilzeitentgelt angewandt/nicht angewandt/in der Arbeitsphase angewandt.

§ 5 Sonstige Sozialleistungen

Der Arbeitgeber entrichtet für den Arbeitnehmer zusätzliche Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 lit. b ATZG, d. h. unter Berücksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze grundsätzlich auf der Basis von zusätzlichen 80% des Regelarbeitsentgeltes. In diesem Umfang trägt der Arbeitgeber sowohl die Arbeitgeber- als auch die Arbeitnehmerbeitragsanteile. 

Die Betriebliche Altersversorgung wird vom Arbeitgeber während der Dauer des Alterteilzeitverhältnisses fortgeführt, als wenn der Arbeitnehmer vollzeitig weiterbeschäftigt würde. Die Berechnungen des Vollzeitentgeltes bleiben insoweit bestehen.

Für den wirtschaftlichen Verlust, der durch die Inanspruchnahme der vorgezogenen Altersrente mit dem 60. Lebensjahr entsteht, erhält der Arbeitnehmer eine Abfindungsleistung in Höhe von € XXX (in Worten XXX Euro) unter entsprechender Anwendung der §§ 9,10 KSchG. Die Abfindung wird im zum Ende des Alterteilzeitverhältnisses abgerechnet und ausgezahlt.

§ 6 Arbeitsunfähigkeit / Urlaub

Im Falle krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit leistet der Arbeitgeber Entgeltfortzahlung nach den für das Arbeitsverhältnis jeweils geltenden Bestimmungen. Die Entgeltfortzahlung bezieht sich auch auf die Leistungen nach §§ 2 und 3 dieser Vereinbarung.

Im Falle des Bezugs von Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld oder Übergangsgeld nach Ablauf der Entgeltfortzahlung tritt der Arbeitnehmer seine Ansprüche auf Altersteilzeitleistungen gegen die Bundesanstalt für Arbeit (§ 10 Abs. 2 ATZG) an den Arbeitgeber ab. Der Arbeitgeber erbringt Altersteilzeitleistungen insoweit anstelle der Bundesanstalt für Arbeit im Umfang der abgetretenen Ansprüche an den Arbeitnehmer.

Der Urlaubsanspruch beträgt XX Arbeitstage. Für das Jahr des Wechsels (Arbeitsphase zur Freistellungsphase) besteht der Urlaubsanspruch anteilig entsprechend der Dauer der Arbeitsphase. Der - anteilige - Urlaub ist grundsätzlich während der Arbeitsphase abzuwickeln. Mit der Freistellungsphase sind alle Urlaubsansprüche abgegolten.

§ 7 Ruhen und Erlöschen des Anspruchs

Der Anspruch auf die Altersteilzeitleistungen nach § 2 und 3 ruht während der Zeit, in der der Arbeitnehmer über die Altersteilzeit hinaus eine Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit ausübt, die den Umfang der Geringfügigkeitsgrenze in § 8 SGB IV überschreitet, oder aufgrund solcher Beschäftigungen oder selbständiger Tätigkeiten eine Lohnersatzleistung erhält.

Der Anspruch auf die Altersteilzeit erlischt, wenn er mindestens 150 Tage geruht hat. Mehrere Ruhenszeiträume werden zusammengezählt.

§ 8 Nebentätigkeitsverbot

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, keine Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit auszuüben, die die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 SGB IV (€ 400,00) überschreitet. Beschäftigungen nach bleiben auch unberücksichtigt, sofern sie vom Alterteilzeitarbeitnehmer bereit fünf Jahre vor Beginn der Alterteilzeitarbeit ständig ausgeübt wurden. .Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, dem Arbeitgeber jeden möglichen Schaden aus einer Zuwiderhandlung zu ersetzen.

§ 9 Informations- und Erstattungspflichten

Der Arbeitnehmer hat Änderungen der ihn betreffenden Verhältnisse, die für die Altersteilzeit nach §§ 4 und 5 erheblich sind, dem Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen.

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, frühestmöglich den Antrag auf eine Rente wegen Alters oder vergleichbarer Leistungen, die zum Erlöschen des Altersteilzeitverhältnisses nach § 5 Abs. 1 ATG führen, zu stellen und den Arbeitgeber hierüber unverzüglich zu unterrichten. Der Arbeitnehmer hat auf Verlangen des Arbeitgebers den frühestmöglichen Zeitpunkt mitzuteilen, ab welchem er eine solche Altersrente oder eine vergleichbare Leistung beanspruchen kann.

Der Arbeitgeber hat ein Zurückbehaltungsrecht, wenn der Arbeitnehmer seinen Mitwirkungspflichten nicht nachkommt, oder vorsätzlich oder grob fahrlässig unvollständige oder unrichtige Auskünfte gibt.

Führt der Arbeitnehmer ein vorzeitiges Ende des Altersteilzeitverhältnisses schuldhaft herbei, so hat er dem Arbeitgeber einen daraus entstandenen Schaden zu ersetzen.

Zu Unrecht empfangene Leistungen hat der Arbeitnehmer zu erstatten, eine Berufung auf Bereicherungswegfall scheidet aus.

§ 10 Ende des Altersteilzeit-Arbeitsverhältnisses

Das Altersteilzeit‑Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung mit seinem Ablauf nach § 2 Abs. 2 dieses Vertrages.

Es endet ferner:

· mit Ablauf des Kalendermonats vor dem Kalendermonat, ab dem der Arbeitnehmer eine - auch vorgezogene - Rente wegen Alters oder Altersteilzeit oder wegen Erwerbsminderung oder, wenn er von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist, eine vergleichbare Leistung einer Versicherungs‑ oder einer Versorgungseinrichtung oder eines Versicherungsunternehmens bezieht oder beanspruchen kann,

· wenn der Anspruch auf die Altersteilzeitleistung gem. Ziff 7.2 erlischt

· mit dem Tod des Arbeitnehmers.

Im Falle einer vorzeitigen Beendigung des Altersteilzeit-Arbeitsverhältnisses ist der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer oder im Todesfall dessen Hinterbliebene zum nachträglichen Ausgleich verpflichtet, wenn und insoweit das Regelarbeitsentgelt niedriger als das bisherige Vollzeit-Arbeitsentgelt ist und der Arbeitnehmer durch Vollzeitarbeit gegen Regelarbeitsentgelt Vorleistungen erbracht hat. Falls die Beendigung in den Freistellungszeitraum des Altersteilzeitverhältnisses fällt, hat der Arbeitgeber das Wahlrecht zwischen einer nachträglichen Aufstockung auf 100 % des Vollzeitentgeltes oder der Abgeltung des dem Arbeitnehmer noch bis zum Ende der Altersteilzeit zustehenden Regelarbeitsentgelts. Erhaltene Aufstockungsleistungen sind insoweit als Nettovorauszahlungen entsprechend zu berücksichtigen und zu verrechnen.

§ 11 Insolvenzabsicherung

Der Arbeitgeber wird gemäß § 8 a ATZG das Wertguthaben des Arbeitnehmers sowie den darauf entfallenden Arbeitgeberanteil am Gesamtsozialversicherungsbetrag vom Beginn der Altersteilzeit an gegen Insolvenz oder Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers absichern, durch z.B.

· den Abschluß einer Bankbürgschaft oder

· den Abschluß einer Altersteilzeitversicherung oder

· ein anderes geeignetes Sicherungsinstrument.
§ 12 Auslegungsfragen

Für die Auslegung dieses Vertrages ist maßgeblich das ATG in seiner jeweils geltenden Fassung.

Sollte eine Vorschrift dieses Vertrages unwirksam sein oder sollte eine Vorschrift dazu führen, dass von der Bundesanstalt für Arbeit ‑ bei Vorliegen der sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen ‑ Leistungen gem. § 4 ATG nicht erbracht werden können, tritt an die Stelle dieser Regelung die Bestimmung, die in rechtlich zulässiger Weise den Bestimmungen des ATG entspricht und den Vertrag so ändert bzw. ergänzt, dass die Voraussetzungen für die Leistungen erfüllt werden.

§ 13 Weitergeltung des Arbeitsvertrages im Übrigen, Informationspflichten, Vertragsauslegung, Schriftform, Salvatorische Klausel

Im Übrigen gelten die Bestimmungen des bestehenden Arbeitsvertrages vom tt.mm.jj entsprechend weiter.

Der Arbeitnehmer wird alle Änderungen über die Angaben zu seiner Person und zu sonstigen Tatsachen, die für das Anstellungsverhältnis von Bedeutung sind, unverzüglich schriftlich dem Arbeitgeber mitteilen.

Soweit Ansprüche des Arbeitnehmers sich auf das Kalenderjahr beziehen, bestehen diese Ansprüche bei unterjähriger Beschäftigung allenfalls zeitanteilig.

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Die elektronische Schriftform wird ausgeschlossen. Dies gilt auch für eine Änderung oder Abbedingung dieser Schriftformklausel.

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Regelung tritt die Regelung, die dem von den Parteien mit der unwirksamen oder undurchführbaren Regelung Gewollten in rechtlich zulässiger Weise wirtschaftlich am nächsten kommt. Dasselbe gilt für den Fall einer vertraglichen Lücke.

Ort, den tt.mm.jj.

Arbeitgeber (Unterschrit(en))

Ort, den tt.mm.jj
Arbeitnehmer (Unterschrift) 
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